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Thüringer Schulordnung
für die Berufsschule (Thüringer Berufsschulordnung -ThürBSO-)

Vom 9. Dezember 2008
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Aufgrund des § 8 Abs. 10 Satz 2 und des § 60 Satz 1 Nr. 1 bis
4, 7 und 13 sowie Satz 2 des Thüringer Schulgesetzes (Thür-
SchulG) in der Fassung vom 30. April 2003 (GVBl. S. 238),
zuletzt geändert durch § 40 Abs. 2 des Gesetzes vom 12. März
2008 (GVBl. S. 45), verordnet das Kultusministerium im Be-
nehmen mit dem Bildungsausschuss des Landtags:

Erster Abschnitt
Allgemeines

§ 1
Geltungsbereich

(1) Diese Verordnung gilt für die staatlichen Berufsschulen. Sie
gilt nach Maßgabe des § 9 Abs. 2 des Thüringer Gesetzes über
Schulen in freier Trägerschaft in der Fassung vom 5. März 2003
(GVBl. S. 150) in der jeweils geltenden Fassung auch für staat-
lich anerkannte Ersatzschulen.

(2) Soweit in dieser Verordnung nichts anderes bestimmt ist,
gilt die Thüringer Allgemeine Schulordnung für die berufsbil-
denden Schulen.

§ 2
Gliederung

(1) Die Bildungsgänge der Berufsschule gliedern sich in die
Grundstufe und die darauf aufbauenden Fachstufen. Die Fach-
stufen gliedern sich in die Fachstufe I, die Fachstufe II und nach
den Verordnungen über die Berufsausbildung in die Fachstufe
III. Die Grundstufe, die Fachstufe I und die Fachstufe II dauern
jeweils ein Jahr, die Fachstufe III sechs Monate.

(2) An den Berufsschulen kann ein Berufsvorbereitungsjahr ein-
gerichtet werden.

§ 3
Aufnahme

(1) Die Aufnahme erfolgt in die Grundstufe. Die Aufnahme in
die Fachstufe I erfolgt auf Antrag des Ausbildungsbetriebs, so-
fern Schüler
1. die allgemeine Hochschulreife oder Fachhochschulreife er-

worben haben oder
2. eine berufsbildende Schule erfolgreich besucht haben und

dieser Besuch mit mindestens einem Jahr auf die Ausbil-
dungszeit im Berufsausbildungsverhältnis angerechnet wird.

(2) Die Aufnahme in die Berufsschule erfolgt in der Regel zu
Beginn des Schuljahrs. Über die Aufnahme entscheidet der
Schulleiter; er kann bei Schulwechsel und Schullaufbahnwech-
sel, soweit keine besonderen Bestimmungen bestehen, Rege-
lungen im Einzelfall treffen.
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(3) Eine nachträgliche Aufnahme in die Berufsschule ist in be-
gründeten Ausnahmefällen möglich; die Entscheidung darüber
trifft der Schulleiter.

§ 4
Anmeldung

(1) Die Anmeldung zum Besuch der Berufsschule hat in der
Regel spätestens bis zum ersten Unterrichtstag des Schuljahrs
an der zuständigen Berufsschule zu erfolgen.

(2) Die Anmeldung erfolgt für Schüler in einem Berufsausbil-
dungsverhältnis durch den Ausbildungsbetrieb, sonst durch den
Schüler selbst oder bei minderjährigen Schülern durch deren
Eltern. Bei der Anmeldung ist das letzte Schulzeugnis vorzule-
gen.

§ 5
Klassenbildung

(1) Die Schüler werden in Fachklassen und in Klassen des Be-
rufsvorbereitungsjahres unterrichtet. Für Schüler mit sonderpä-
dagogischem Förderbedarf nach § 3 Abs. 1 und 2 der Thüringer
Verordnung zur sonderpädagogischen Förderung (ThürSoFöV)
vom 6. April 2004 (GVBl. S. 482) in der jeweils geltenden Fas-
sung können eigene Klassen gebildet werden.

(2) Fachklassen sind Klassen, in denen Schüler gleicher Berufe
oder Berufsgruppen eines Berufsfelds, die sich im selben Aus-
bildungsjahr befinden, zusammengefasst werden. Die Zuord-
nung eines Berufs zu einer Berufsgruppe oder zu einem Berufs-
feld regelt das vom Bundesinstitut für Berufsbildung geführte
Verzeichnis der anerkannten Ausbildungsberufe nach § 90 Abs. 3
Nr. 3 des Berufsbildungsgesetzes vom 23. März 2005 (BGBl. I
S. 931) in der jeweils geltenden Fassung.

(3) Klassen des Berufsvorbereitungsjahrs sind Klassen, in die
Schüler aufgenommen werden, um sie auf den Eintritt in eine
Berufsausbildung oder in ein Arbeitsverhältnis vorzubereiten.

§ 6
Unterrichtsorganisation

(1) Der Unterricht kann in Vollzeit- oder in Teilzeitform organi-
siert werden.

(2) Vollzeitunterricht findet im Berufsvorbereitungsjahr in schu-
lischer Form in den in § 8 genannten Fällen statt und erstreckt
sich in der Regel auf fünf Unterrichtstage je Woche.

(3) Teilzeitunterricht findet in den nach § 2 Abs. 1 genannten
Bildungsgängen der Berufsschule und im Berufsvorbereitungs-
jahr in kooperativer Form (BVJ/k) statt. Das Berufsvorberei-
tungsjahr in der Form des BVJ B kann in Teilzeitunterricht durch-
geführt werden. Der Teilzeitunterricht ist je nach Stundenzahl
auf zwei Wochentage zu verteilen, wobei acht Unterrichtsstun-
den an einem Tag nicht überschritten werden sollen.

(4) Der Blockunterricht umfasst in der Regel in der Grundstufe
und in den Fachstufen I und II 13 Unterrichtswochen im Schul-
jahr, in der Fachstufe III sechs Unterrichtswochen. Die Einfüh-
rung von Blockunterricht ist rechtzeitig mit den Ausbildungs-
betrieben und deren Fachverbänden, den zuständigen Stellen
nach dem Berufsbildungsgesetz und der Handwerksordnung

sowie mit dem zuständigen Schulamt abzustimmen. Er ist auf
mehrere Unterrichtsabschnitte aufzuteilen, die in der Regel
jeweils ein bis vier Unterrichtswochen dauern, und findet an
mindestens fünf Wochentagen je Woche statt.

(5) Für den Unterricht gelten die Stundentafeln nach den Anla-
gen 1 bis 4. Der fachtheoretische Unterricht und der fachprakti-
sche Unterricht sind nach Maßgabe der Lehrpläne in einzelne
Fächer, Lernfelder, Lernfeldgruppen oder Lerngebiete geglie-
dert. Das für das Schulwesen zuständige Ministerium kann Ab-
weichungen von der Stundentafel in der Regel für die Dauer
eines Schuljahrs vorsehen. Im Berufsvorbereitungsjahr findet
der fachtheoretische und der fachpraktische Unterricht
mindestens in zwei Berufsfeldern statt.

§ 7
Freistellungen

(1) Schüler sind auf ihren schriftlichen Antrag oder auf Antrag
des Ausbildungsbetriebs oder des Trägers der betreffenden Maß-
nahmen vom Schulbesuch freizustellen zur Teilnahme an
1. Prüfungen nach dem Berufsbildungsgesetz und der Hand-

werksordnung,
2. Schulungs- und Bildungsveranstaltungen für Mitglieder des

Betriebsrats oder der Jugendvertretung nach den Bestim-
mungen des Betriebsverfassungsgesetzes, soweit diese Ver-
anstaltungen Kenntnisse vermitteln, die für die Tätigkeit im
Betriebsrat oder in der Jugendvertretung erforderlich sind,

3. Sitzungen des Betriebsrats oder der Jugendvertretung so-
wie der Betriebsjugendversammlung nach dem Betriebsver-
fassungsgesetz,

4. Veranstaltungen nach dem Bundespersonalvertretungsge-
setz, die den Zusammenkünften nach den Nummern 2 und
3 entsprechen.

(2) Schülern soll auf ihren schriftlichen Antrag oder auf Antrag
des Ausbildungsbetriebs oder des Trägers der betreffenden Maß-
nahmen zur Teilnahme an besonderen betrieblichen oder über-
betrieblichen Ausbildungsmaßnahmen Freistellung vom Unter-
richt oder sonstigen verbindlichen Schulveranstaltungen gewährt
werden, wenn
1. durch die Ausbildungsordnung festgelegt oder durch die

zuständige Stelle nach dem Berufsbildungsgesetz oder der
Handwerksordnung angeordnet oder genehmigt wird, dass
die Berufsausbildung in geeigneten Einrichtungen außer-
halb der Ausbildungsstätte nach § 5 Abs. 2 Satz 1 Nr. 6 und
§ 27 Abs. 2 BBiG und § 21 Abs. 2 und § 26 Abs. 2 Satz 1
Nr. 6 der Handwerksordnung durchgeführt wird und

2. keine geeigneten Maßnahmen zur Vermeidung von zeitli-
chen Überschneidungen von Berufsschulunterricht und
Ausbildungsmaßnahme getroffen werden können.

(3) Schüler können auf ihren schriftlichen Antrag oder auf An-
trag des Ausbildungsbetriebs oder des Fachverbands zur Teil-
nahme an nicht unter Absatz 2 fallende Bildungsmaßnahmen
des Ausbildungsbetriebs oder der Fachverbände vom Schulbe-
such freigestellt werden, wenn
1. die Bildungsmaßnahmen mindestens vier Tage dauern und

ihnen aufgrund einer gutachtlichen Stellungnahme der in
Absatz 2 Nr. 1 genannten zuständigen Stellen von der Schule
ein besonderer Wert für die Ausbildung zuerkannt wird und

2. keine geeigneten Maßnahmen zur Vermeidung von zeitli-
chen Überschneidungen von Berufsschulunterricht und Bil-
dungsmaßnahmen getroffen werden können.
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(4) Nach Abschluss der in den Absätzen 1 bis 3 genannten Maß-
nahmen ist dem Schulleiter vom Schüler eine vom Veranstalter
ausgestellte Teilnahmebestätigung vorzulegen.

(5) Die Freistellung eines Schülers nach den Absätzen 2 und 3
darf innerhalb eines Schuljahrs die Gesamtdauer von fünf Un-
terrichtstagen nicht überschreiten.

(6) Schüler können unbeschadet der Absätze 1 bis 5 für die Dauer
der Teilnahme an Austauschmaßnahmen innerhalb der Europä-
ischen Union für einen Zeitraum von drei Wochen freigestellt
werden. Sie können darüber hinaus bis zu einer Höchstdauer
von neun Monaten freigestellt werden, wenn
1. Berufsschule und Betrieb gemeinsam festgestellt haben, dass

die vorübergehend in das Ausland verlagerte Ausbildung
den Anforderungen der Ausbildungsordnung und des Lehr-
plans der Berufsschule entspricht und

2. sichergestellt ist, dass die im Ausland erworbenen Kennt-
nisse und Fertigkeiten durch die zuständige Stelle auf die
Berufsausbildung angerechnet werden.

(7) Dem Schüler obliegt es, den durch eine Freistellung ver-
säumten Unterrichtsstoff nachzuarbeiten.

Zweiter Abschnitt
Berufsvorbereitungsjahr

§ 8
Organisationsformen

(1) Das Berufsvorbereitungsjahr (BVJ) wird nach Maßgabe der
unterschiedlichen Lernvoraussetzungen in folgenden Formen
geführt:
1. für Schüler ohne Hauptschulabschluss, die nach Ende der

Vollzeitschulpflicht mindestens die Klassenstufe 8 der Re-
gelschule oder die Klassenstufe 9 der Förderschule im Bil-
dungsgang zur Lernförderung abgeschlossen haben,
a) in Vollzeitunterricht als BVJ 1 und
b) in Teilzeitunterricht für Schüler, die an berufsvorberei-

tenden Maßnahmen der Bundesanstalt für Arbeit oder
an vergleichbaren Maßnahmen der Jugend- oder Sozi-
alhilfe nach § 21a Abs. 3 Satz 1 ThürSchulG teilneh-
men, als BVJ 1/k;

2. für Schüler ohne Hauptschulabschluss, die nach Ende der
Vollzeitschulpflicht ein Zeugnis oder einen Abschluss nach
Nummer 1 nicht besitzen,
a) in Vollzeitunterricht als BVJ 2 und
b) in Teilzeitunterricht nach Maßgabe der Nummer 1

Buchst. b als BVJ 2/k; ihnen kann nach dem Besuch
des BVJ 2 oder des BVJ 2/k ein weiteres Jahr im BVJ 1
oder im BVJ1/k angeboten werden,

3. für ausländische Schüler und Kinder deutscher Aussiedler,
die keine dem Hauptschulabschluss gleichwertige Qualifi-
kation nachweisen können, wegen mangelnder Kenntnis der
deutschen Sprache schulische Vollzeitbildungsgänge noch
nicht besuchen und ein Berufsausbildungsverhältnis noch
nicht begründet haben,
a) in Vollzeitunterricht als BVJ A1 und
b) in Teilzeitunterricht nach Maßgabe der Nummer 1

Buchst. b als BVJ A1/k, wenn sie die Voraussetzungen
nach Nummer 1 erfüllen,

c) in Vollzeitunterricht als BVJ A2 und

d) in Teilzeitunterricht nach Maßgabe der Nummer 1
Buchst. b als BVJ A2/k, wenn sie die Voraussetzungen
nach Nummer 2 erfüllen,

4. für Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf nach § 3
Abs. 1 und 2 ThürSoFöV als BVJ B in Vollzeit- oder Teil-
zeitunterricht; die Einrichtung bedarf der Zustimmung des
für das Schulwesen zuständigen Ministeriums.

(2) Schüler können im Rahmen des Angebots der Wirtschaft an
einem Betriebspraktikum teilnehmen. Die Dauer des Praktikums
beträgt in den Formen des BVJ 1 und BVJ A 1 bis zu 30 Unter-
richtstage und in den Formen des BVJ 2, BVJ A 2 und BVJ B
bis zu 15 Unterrichtstage. Über die Teilnahme entscheidet der
Klassenlehrer.

§ 9
Beendigung, Abschluss

(1) Schüler des Berufsvorbereitungsjahrs nach § 8 erhalten bei
erfolgreichem Abschluss des Bildungsgangs das Abschlusszeug-
nis über das Berufsvorbereitungsjahr und erfüllen die Berufs-
schulpflicht. Schüler des Berufsvorbereitungsjahrs nach § 8
Abs. 1 Nr. 1 erwerben mit dem Abschlusszeugnis einen dem
Hauptschulabschluss gleichwertigen Abschluss. Der Bildungs-
gang ist erfolgreich abgeschlossen, wenn der Schüler in den ein-
zelnen Fächern der Rahmenstundentafel zumindest ausreichen-
de Leistungen erreicht hat.

(2) Schüler des Berufsvorbereitungsjahrs nach § 8 Abs. 1 erhal-
ten ein Abgangszeugnis über das Berufsvorbereitungsjahr, wenn
der Bildungsgang nicht erfolgreich abgeschlossen wurde. In das
Abgangszeugnis sind die Endnoten für die erzielten Leistungen
in den Fächern der Rahmenstundentafel einzutragen, sofern diese
eine Bewertung zulassen; andernfalls ist ein Vermerk darüber
aufzunehmen, aus welchen Gründen dies nicht möglich war. Im
Übrigen gilt § 24 Abs. 4.

Dritter Abschnitt
Grundstufe, Fachstufen, besondere Klassen

§ 10
Grundstufe

Der Unterricht in den Klassen der Grundstufe wird als allge-
meiner und in der Regel berufsfeldbezogener fachtheoretischer
Unterricht in Teilzeitform erteilt.

§ 11
Fachstufen

Der Unterricht in den Fachstufen hat die Aufgabe, unter beson-
derer Berücksichtigung der Anforderungen der Berufsausbildung
allgemeine und auf einen Einzelberuf oder eine Berufsgruppe
bezogene fachtheoretische Lerninhalte als berufliche Fachbil-
dung zu vermitteln.

§ 12
Besondere Klassen

(1) Für Schüler, die
1. die allgemeine Hochschulreife oder die Fachhochschulrei-

fe besitzen und von ihren Ausbildungsbetrieben für eine
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Ausbildung bei gleichzeitigem Erwerb von betrieblichen und
schulischen Zusatzqualifikationen vorgesehen sind,

2. den Realschulabschluss oder einen gleichwertigen Abschluss
mit einem Notendurchschnitt, mit Ausnahme der Fächer
Sport und Religionslehre/Ethik, von unter 2,5 besitzen so-
wie in den Fächern Deutsch, Mathematik und Englisch
mindestens die Note „befriedigend" haben und von ihren
Ausbildungsbetrieben für eine Berufsausbildung bei gleich-
zeitigem Erwerb der Fachhochschulreife vorgesehen sind,

können von den Berufsschulen im Einvernehmen mit den zu-
ständigen Stellen für die Berufsbildung, besondere Klassen ein-
gerichtet werden. In diesen Klassen kann der Unterricht nach
einer besonderen Stundentafel erteilt werden.

(2) Schüler, die den Anforderungen der besonderen Klassen nicht
gerecht werden, können auf ihren Antrag oder auf Antrag des
Ausbildungsbetriebs in herkömmliche Klassen überwechseln.

(3) Besondere Klassen können von den Berufsschulen auch für
Schüler eingerichtet werden, die die allgemeine Hochschulrei-
fe oder die Fachhochschulreife besitzen und keine schulischen
oder betrieblichen Zusatzqualifikationen erwerben wollen. Ab-
satz 1 Satz 2 gilt entsprechend.

Vierter Abschnitt
Besondere Leistungsfeststellung, schulische

Abschlussprüfung

§ 13
Besondere Leistungsfeststellung

(1) Die schulische Ausbildung in den Grund- und Fachstufen
wird ohne Versetzungsentscheidung durchlaufen.

(2) Wer in Fächern, Lernfeldern, Lernfeldgruppen oder Lernge-
bieten, die in den nachfolgenden Fachstufen nicht mehr unter-
richtet werden, eine schlechtere Jahresnote als „ausreichend"
erzielt, kann sich in bis zu zwei dieser Fächer, Lernfelder, Lern-
feldgruppen oder Lerngebiete innerhalb eines Monats nach
Unterrichtsbeginn des neuen Schuljahrs einer besonderen Leis-
tungsfeststellung unterziehen. Die neue Jahresnote wird aus der
gleich gewichteten alten Jahresnote und der Note der besonde-
ren Leistungsfeststellung gebildet; ergibt sich dabei ein Bruch-
wert, so wird er unter Berücksichtigung der Bewertungstendenz
der Note der besonderen Leistungsfeststellung auf- oder abge-
rundet. Die besondere Leistungsfeststellung ist nicht für die
Fächer, Lernfelder, Lernfeldgruppen oder Lerngebiete des letz-
ten Schuljahrs möglich.

§ 14
Vornoten und Zulassung zur Abschlussprüfung

(1) Auf der Grundlage der erbrachten schriftlichen und mündli-
chen Leistungsnachweise und unter Berücksichtigung der Leis-
tungsentwicklung während der gesamten Ausbildung wird der
Leistungsstand des Schülers in den einzelnen Fächern, Lernfel-
dern, Lernfeldgruppen oder Lerngebieten durch den unterrich-
tenden Lehrer in jeweils einer Vornote zusammengefasst. Die
Vornoten werden allen Schülern spätestens eine Woche vor Be-
ginn der schriftlichen Prüfung bekannt gegeben.

(2) Die Zulassung zur schulischen Abschlussprüfung wird vom
Schulleiter erteilt; sie gilt als erteilt, wenn sie nicht versagt wur-
de. Die Zulassung wird versagt, wenn aufgrund der Vornoten
keine Aussicht auf einen erfolgreichen Abschluss der schuli-
schen Ausbildung besteht. Die Versagung der Zulassung ist dem
Schüler unverzüglich unter Angabe der Gründe schriftlich mit-
zuteilen.

§ 15
Schulische Abschlussprüfung

(1) Am Ende des schulischen Teils der Ausbildung findet eine
schulische Abschlussprüfung in schriftlicher Form statt, die sich
mindestens über zwei Tage erstreckt und sich auf ausgewählte
Inhalte des allgemeinen und berufstheoretischen Unterrichts
bezieht. Sie wird in folgenden Fächern, Lernfeldern, Lernfeld-
gruppen und Lerngebieten und mit folgenden Bearbeitungszei-
ten durchgeführt:
1. in den Klassen mit fächerstrukturierten Lehrplänen

a) des Berufsfeldes Wirtschaft und Verwaltung und der
diesem Berufsfeld zuordenbaren Einzelberufe
aa) Deutsch 60 Minuten,
bb) Sozialkunde 45 Minuten,
cc) Allgemeine Wirtschaftslehre 90 Minuten,
dd) auf den Ausbildungsberuf

bezogene Betriebswirtschafts-
lehren/Rechnungswesen 240 Minuten,

ee) Fremdsprache, soweit Pflichtfach, 60 Minuten;
b) der Berufsfelder in Gewerbe und Technik und der die-

sen Berufsfeldern zuordenbaren Einzelberufe
aa) Deutsch 60 Minuten,
bb) Sozialkunde 45 Minuten,
cc) Wirtschaftslehre 45 Minuten,
dd) Fachkunde/Technologie 120 Minuten,
ee) Fachrechnen/Technische

Mathematik 90 Minuten,
ff) Fachzeichnen/Technische

Kommunikation, soweit Pflichtfach 90 Minuten,
gg) Fremdsprache, soweit Pflichtfach 45 Minuten;

2. in Klassen mit lernfeld-, lernfeldgruppen- oder lerngebiets-
strukturierten Lehrplänen
a) des Berufsfeldes Wirtschaft und Verwaltung und der

diesem Berufsfeld zuordenbaren Einzelberufe
aa) Deutsch 60 Minuten,
bb) Sozialkunde 45 Minuten,
cc) Fremdsprache 60 Minuten,
dd) Lernfelder, Lernfeldgruppen

oder Lerngebiete des fachtheore-
tischen Unterrichts mit insgesamt 330 Minuten,
(Die Prüfung kann in Form von Einzelprüfungen
oder als Gesamtprüfung des fachtheoretischen Un-
terrichts abgelegt werden. Wird die Fremdsprache
als Teil des fachtheoretischen Unterrichts in den
Lernfeldern, Lernfeldgruppen oder Lerngebieten
vermittelt und geprüft, erhöht sich die Bearbeitungs-
zeit um die Bearbeitungszeit nach Doppelbuchsta-
be cc.)

b) der Berufsfelder in Gewerbe und Technik und der die-
sen Berufsfeldern zuordenbaren Einzelberufe
aa) Deutsch 60 Minuten,
bb) Sozialkunde 45 Minuten,
cc) Wirtschaftslehre 45 Minuten,
dd) Fremdsprache, soweit Pflichtfach 45 Minuten,
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ee) Lernfelder, Lernfeldgruppen oder
Lerngebiete des fachtheoretischen
Unterrichts mit 300 Minuten.
(Die Prüfung wird in Form einer Gesamtprüfung des
fachtheoretischen Unterrichts abgelegt. Wird das
Fach Wirtschaftslehre und/oder die Fremdsprache
als Teil des fachtheoretischen Unterrichts in den ein-
zelnen Lernfeldern, Lernfeldgruppen oder Lernge-
bieten vermittelt und geprüft, erhöht sich die Bear-
beitungszeit um die Bearbeitungszeit nach den Dop-
pelbuchstaben cc und/oder dd.)

Sollte es die Aufgabenstellung erfordern, kann der Schulleiter
über eine Verlängerung oder Verkürzung der Bearbeitungszeit
entscheiden; er entscheidet auch über behinderungsbedingte
Verlängerungen der Bearbeitungszeit um höchstens 50 v. H.

(2) Die Aufgaben werden vom unterrichtenden Lehrer im Ein-
vernehmen mit der Fachkonferenz oder von einer durch das für
Schulwesen zuständige Ministerium berufenen Aufgabenkom-
mission erstellt. Inhalt und Schwierigkeitsgrad müssen den An-
forderungen des jeweils geltenden Lehrplans entsprechen. Die
Prüfungsaufgaben werden vom unterrichtenden Lehrer bewer-
tet.

(3) Schüler sind im Fall einer Einzelprüfung auf Antrag von der
schulischen Abschlussprüfung in dem jeweiligen Fach oder
Lernfeld, der jeweiligen Lernfeldgruppe oder dem jeweiligen
Lerngebiet  durch den Schulleiter zu befreien, wenn
1. die Vornote nach § 14 Abs. 1 mindestens „gut" lautet und
2. sie regelmäßig am Unterricht teilgenommen haben.
Satz 1 gilt für die Gesamtprüfung mit der Maßgabe, dass das
arithmetische Mittel aller Vornoten nach § 14 Abs. 1 mindestens
2,0 beträgt und in keinem Fach, Lernfeld, keiner Lernfeldgrup-
pe und keinem Lerngebiet die Note "ausreichend" oder schlech-
ter erzielt wurde. Die Schüler werden beim Vorliegen der Vor-
aussetzungen des Satzes 2 von der gesamten schulischen Ab-
schlussprüfung befreit.

(4) Bei Schülern, die vor Ablauf der Regelausbildungszeit zur
Abschlussprüfung bei der zuständigen Stelle für die Berufsbil-
dung zugelassen werden, entfällt die schulische Abschlussprü-
fung.

(5) Die schulische Abschlussprüfung kann auch zentral oder nach
Vereinbarung mit der zuständigen Stelle für die Berufsbildung
in Verbindung mit der Kammerprüfung durchgeführt werden.
In diesen Fällen werden die Aufgaben von der Aufgabenkom-
mission nach Absatz 2 Satz 1 erstellt; die Zuständigkeit liegt
bei dem für das Schulwesen zuständigen Ministerium. Bei der
gemeinsamen Abschlussprüfung beträgt die Bearbeitungszeit in
den Fächern Sozialkunde und Wirtschaftslehre für alle Alterna-
tiven des Absatzes 1 jeweils 30 Minuten; bei der Gesamtprü-
fung des fachtheoretischen Unterrichts nach Absatz 1 Satz 1
Nr. 2 Buchst. b Doppelbuchst. ee kann von der Bearbeitungs-
zeit von 300 Minuten durch Festlegung des für das Schulwesen
zuständigen Ministeriums abgewichen werden.

§ 16
Erwerb von schulischen Zusatzqualifikationen

Durch eine weitere schulische Abschlussprüfung können auch
schulische Zusatzqualifikationen, die in keiner unmittelbaren

Beziehung zur beruflichen Ausbildung des Schülers stehen, er-
worben werden. Über den Erwerb dieser Zusatzqualifikationen
ist von der Berufsschule ein gesondertes Zeugnis zu erteilen.

§ 17
Abschlussprüfung für die schulische Zusatzqualifikation

"Finanzassistent"

(1) Die Aufgaben werden von der Schule gestellt. Der Termin
wird von der Schule festgelegt und bekannt gegeben.

(2) Schüler sind auf Antrag von der Abschlussprüfung für die
schulische Zusatzqualifikation durch den Schulleiter zu befrei-
en, wenn
1. die Vornote im Fach der Zusatzqualifikation mindestens

"gut" lautet und
2. sie regelmäßig am Unterricht teilgenommen haben.

(3) Die Abschlussprüfung wird schriftlich mit einer Bearbei-
tungszeit von 150 bis 180 Minuten durchgeführt. § 15 Abs. 1
Satz 3 gilt entsprechend.

(4) Für die Bildung der Endnote gilt § 20 Abs. 1 entsprechend.

(5) Die Zusatzqualifikation erwirbt, wer als Endnote mindestens
die Note "ausreichend" erreicht. Wer eine schlechtere Endnote
erzielt, kann die Abschlussprüfung einmal wiederholen. Der
Termin für die Wiederholung wird vom Schulleiter festgelegt
und dem Schüler rechtzeitig bekannt gegeben; er soll nicht frü-
her als einen Monat und nicht später als sechs Monate nach
dem ersten Termin der Abschlussprüfung liegen.

§ 18
Abschlussprüfung für die schulische Zusatzqualifikation

"Technisches Englisch/
Wirtschaftsenglisch - Technischer Fachwirt (HwK)"

(1) Die Aufgaben werden von dem für das Schulwesen zustän-
digen Ministerium auf der Grundlage von Vorschlägen der Schu-
le gestellt, in denen die schulische Zusatzqualifikation angebo-
ten wird; die Aufgaben müssen den Anforderungen an die Aus-
bildung zum Technischen Fachwirt im Handwerk entsprechen.
Die Termine werden von dem für das Schulwesen zuständigen
Ministerium festgelegt und bekannt gegeben.

(2) Für die Befreiung von der Abschlussprüfung gilt § 17 Abs. 2
entsprechend.

(3) Die Abschlussprüfung wird schriftlich mit einer Bearbei-
tungszeit von 150 bis 180 Minuten und mündlich mit einer Be-
arbeitungszeit von 20 bis 30 Minuten zuzüglich einer Vorberei-
tungszeit von 20 Minuten durchgeführt. Für den mündlichen
Teil der Abschlussprüfung sind Gruppengespräche und Rollen-
spiele zu je zwei oder drei Teilnehmern mit einem nachfolgen-
den Einzelgespräch vorzusehen, in denen die Teilnehmer
insbesondere ihre Fähigkeiten, frei zu sprechen und situations-
gerecht zu handeln, nachzuweisen haben. § 15 Abs. 1 Satz 3 gilt
entsprechend.

(4) In die Endnote gehen zu gleichen Teilen die Vornote, die
Note der schriftlichen Prüfung und die Note der mündlichen
Prüfung ein. Ergibt sich bei der Ermittlung der Endnote ein
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Bruchwert, so wird er unter Berücksichtigung der Bewertungs-
tendenz in der Vornote auf- oder abgerundet. Im Fall des Absat-
zes 2 ist die Vornote zugleich die Endnote.

(5) Für die Erfüllung der Voraussetzungen zum Erwerb der Zu-
satzqualifikation sowie für die Wiederholung der Abschlussprü-
fung gilt § 17 Abs. 5.

§ 19
Erwerb der Fachhochschulreife in besonderen Klassen

(1) Schüler in besonderen Klassen nach § 12 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2
nehmen an einer Prüfung zum Erwerb der Fachhochschulreife
teil; für diese Schüler entfällt die schulische Abschlussprüfung
nach § 15. Die Prüfung zum Erwerb der Fachhochschulreife
gliedert sich in einen schriftlichen und gegebenenfalls mündli-
chen Teil.

(2) Die schriftliche Prüfung findet in den Fächern Deutsch, Eng-
lisch und Mathematik statt. Die Bearbeitungszeit einschließlich
Einlesezeit beträgt im Fach Deutsch 270 Minuten, in den Fä-
chern Englisch und Mathematik jeweils 210 Minuten.

(3) Eine mündliche Prüfung erfolgt in den Fächern Deutsch,
Englisch und Mathematik, wenn die Vornote und die Note der
schriftlichen Prüfung keine ausreichend klare Entscheidungs-
grundlage ergeben.

(4) Für die Bildung der Vornoten in den Prüfungsfächern gilt
§ 14 Abs. 1. In die Endnote gehen zu gleichen Teilen die Vorno-
te, die Note der schriftlichen Prüfung und gegebenenfalls die
Note der mündlichen Prüfung ein. Ergibt sich bei der Ermitt-
lung der Endnote ein Bruchwert, so wird er unter Berücksichti-
gung der Bewertungstendenz in der Vornote auf- oder abgerun-
det.

(5) Die Prüfung findet am Ende der Fachstufe II statt. Die Prü-
fungstermine werden von dem für das Schulwesen zuständigen
Ministerium festgesetzt und bekanntgegeben.

(6) Die Aufgaben für die schriftlichen Prüfungen werden von
dem für das Schulwesen zuständigen Ministerium gestellt. Die
Aufgaben der mündlichen Prüfung und der Wiederholungsprü-
fung werden von einem in diesem Fach unterrichtenden Lehrer
gestellt; diese Aufgaben müssen von der Prüfungskommission
genehmigt werden.

(7) Die Fachhochschulreife erwirbt, wer
1. in den Fächern Deutsch, Englisch und Mathematik

mindestens die Endnote "ausreichend" erreicht,
2. in den Fächern, Lernfeldern, Lernfeldgruppen und Lernge-

bieten, die in der Abschlussklasse unterrichtet wurden,
jeweils mindestens die Jahresnote "ausreichend" erreicht,

3. ein Abschlusszeugnis der Berufsschule erhält und
4. seine Berufsausbildung erfolgreich abschließt.

(8) Schüler, die die Voraussetzungen nach Absatz 7 erfüllen,
erhalten von der Berufsschule ein gesondertes Zeugnis über den
Erwerb der Fachhochschulreife (berufliche Bildungsgänge).
Darin wird die Gesamtnote ausgewiesen. Diese wird aus dem
arithmetischen Mittel der Endnoten des Abschlusszeugnisses der
Berufsschule errechnet; die Endnoten für die Fächer Religions-
lehre/Ethik und Sport werden hierbei nicht gewertet. Die Durch-

schnittsnote wird bis auf eine Stelle nach dem Komma errech-
net; es wird nicht gerundet.

(9) Schüler, die in bis zu zwei Prüfungsfächern die Endnote
"mangelhaft" oder "ungenügend" erhalten, können in diesen Fä-
chern innerhalb eines Monats nach Unterrichtsbeginn des neu-
en Schuljahres eine Wiederholungsprüfung ablegen. Das Schul-
verhältnis verlängert sich bis zu dieser Wiederholungsprüfung.
Wer in allen Prüfungsfächern die Endnote "mangelhaft" oder
"ungenügend" erhält, kann die Prüfung erst nach einem Schul-
jahr wiederholen.

(10) Schüler, die sich der Wiederholungsprüfung unterziehen
wollen, haben dies dem Vorsitzenden der Prüfungskommission
innerhalb von 14 Tagen nach Bekanntgabe der Prüfungsergeb-
nisse schriftlich mitzuteilen. Der Termin für die Wiederholungs-
prüfung wird von der Prüfungskommission festgesetzt und den
Schülern rechtzeitig bekanntgegeben.

(11) Eine zweite Wiederholung einer nicht bestandenen Prü-
fung zum Erwerb der Fachhochschulreife ist nur in Ausnahme-
fällen zulässig; über den Antrag entscheidet das Schulamt.

(12) Im Übrigen gelten die Bestimmungen des Vierten Teils der
Thüringer Schulordnung für die Höhere Berufsfachschule -zwei-
jährige Bildungsgänge- vom 11. Juli 1997 (GVBl. S. 305) in
der jeweils geltenden Fassung über die Information der Schü-
ler, die Prüfungskommission, die Fachprüfungskommission, die
Zuhörer, die Verschwiegenheitspflicht, die Durchführung und
Bewertung der schriftlichen und mündlichen Prüfung, den Rück-
tritt, versäumte Prüfungen, Täuschungen und die Einsichtnah-
me entsprechend.

§ 20
Festsetzung der Endnoten und des Gesamtergebnisses

(1) Nach Abschluss der schriftlichen Prüfung nach § 15 werden
vom unterrichtenden Lehrer die Endnoten festgelegt. Die End-
note im jeweiligen Fach, Lernfeld, in der Lernfeldgruppe und
dem Lerngebiet ergibt sich aus dem arithmetischen Mittel der
Vornote und der Note der schriftlichen Prüfung. In Fächern,
Lernfeldern, Lernfeldgruppen und Lerngebieten, die nicht Ge-
genstand der schulischen Abschlussprüfung sind, und bei Ent-
fall oder Befreiung von der Abschlussprüfung sind die Vorno-
ten zugleich die Endnoten. Dies gilt auch im Fall einer Gesamt-
prüfung für die Fächer, Lernfelder, Lernfeldgruppen und Lern-
gebiete des fachtheoretischen Unterrichts. Ergibt sich bei der
Ermittlung der Endnote ein Bruchwert, so wird er unter Berück-
sichtigung der Bewertungstendenz in der Vornote auf- oder ab-
gerundet.

(2) Die Noten der schriftlichen Prüfung und die Endnoten wer-
den von dem unterrichtenden Lehrer bekannt gegeben.

(3) Die schulische Ausbildung ist erfolgreich abgeschlossen,
wenn in allen Fächern mindestens die Endnote "ausreichend"
oder nur in einem Fach die Endnote "mangelhaft" erreicht wur-
de. In Klassen mit lernfeld-, lernfeldgruppen- oder lerngebiets-
strukturierten Lehrplänen ist die schulische Ausbildung erfolg-
reich abgeschlossen, wenn in allen Fächern des allgemeinen Un-
terrichts und in allen Lernfeldern, Lernfeldgruppen und Lern-
gebieten mindestens die Endnote "ausreichend" oder nur in ei-
nem Fach oder höchstens in zwei Lernfeldern, einer Lernfeld-
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gruppe oder einem Lerngebiet die Endnote "mangelhaft" erreicht
wurde. Im Fall einer Gesamtprüfung des fachtheoretischen Un-
terrichts muss in der schriftlichen Prüfungsarbeit mindestens die
Note "ausreichend" erreicht worden sein.

(4) Nach Festlegung der Endnoten stellt der jeweilige Klassen-
lehrer das Gesamtergebnis der schulischen Ausbildung fest; es
lautet "bestanden" oder "nicht bestanden". Das Ergebnis ist dem
Auszubildenden mitzuteilen und im Fall des Nichtbestehens zu
begründen.

§ 21
Wiederholung der schulischen Abschlussprüfung

(1) Schüler, die die schulische Ausbildung nicht erfolgreich ab-
geschlossen haben, weil sie in bis zu zwei schriftlichen Prü-
fungsarbeiten die Note "mangelhaft" oder in einer Prüfungsar-
beit die Note "ungenügend" und in keiner weiteren Prüfungsar-
beit die Note "mangelhaft" erhalten haben, können diese Prü-
fungsarbeiten einmal wiederholen. Der Termin für die Wieder-
holungsprüfung wird vom Schulleiter festgelegt und dem Schü-
ler rechtzeitig bekannt gegeben; er soll nicht früher als einen
und nicht später als sechs Monate nach dem ersten Prüfungster-
min liegen. Schüler, die schlechtere Ergebnisse als nach Satz 1
erzielt haben, sind von einer Wiederholung der einzelnen Prü-
fungsarbeiten ausgeschlossen und können nur die gesamte Ab-
schlussprüfung wiederholen. Die Wiederholung erfolgt zum
nächstmöglichen Prüfungstermin, der innerhalb eines Jahres
nach dem Termin der ersten Abschlussprüfung liegen muss.

(2) Schüler, die sich der Wiederholungsprüfung nach Absatz 1
unterziehen, können auf Antrag bis zum Termin der Wiederho-
lungsprüfung am Unterricht der Abschlussklasse teilnehmen.
Schüler, denen die Zulassung zur Abschlussprüfung gemäß § 14
Abs. 2 versagt wurde, können auf Antrag die Abschlussklasse
wiederholen, wenn sie dadurch die Zulassung zur Abschluss-
prüfung erreichen können. Über den Antrag entscheidet der
Schulleiter.

Fünfter Abschnitt
Zeugnisse, Berechtigungen

§ 22
Zeugnisse für das Schulhalbjahr

Schüler des BVJ erhalten für das Schulhalbjahr ein Zeugnis.
Ausgabetermin des Zeugnisses ist der letzte Unterrichtstag vor
den Winterferien.

§ 23
Zeugnisse für das Schuljahr

Schüler der Berufsschule erhalten für das Schuljahr ein Zeug-
nis, sofern sie die Schule weiterbesuchen. Ausgabetermin des
Zeugnisses ist der letzte Unterrichtstag vor den Sommerferien.

§ 24
Abschlusszeugnis, Abgangszeugnis

(1) Das Abschlusszeugnis der Berufsschule wird erteilt, wenn
der Schüler nach § 20 Abs. 3 die schulische Ausbildung erfolg-
reich abgeschlossen hat. In das Abschlusszeugnis sind die End-

noten für die Fächer, Lernfelder, Lernfeldgruppen oder Lernge-
biete nach den Stundentafel der jeweiligen Thüringer Lehrplä-
nen, einschließlich der Fächer in besonderen Klassen nach § 12
sowie im Fall einer Gesamtprüfung das Ergebnis der Gesamt-
prüfung aufzunehmen.

(2) Es wird eine Gesamtnote gebildet und auf dem Zeugnis aus-
gewiesen. Hierfür wird aus den Endnoten der Fächer des allge-
meinen Unterrichts und den Endnoten der Fächer, Lernfelder,
Lernfeldgruppen und Lerngebieten des fachtheoretischen Un-
terrichts jeweils eine eigene Durchschnittsnote errechnet. Die
Durchschnittsnote ist das arithmetische Mittel der jeweiligen
Endnoten und wird auf eine Stelle nach dem Komma kaufmän-
nisch gerundet. Die Gesamtnote ergibt sich aus dem arithmeti-
schen Mittel der Durchschnittsnote des allgemeinen Unterrichts
und der zweifach gewichteten Durchschnittsnote des fachtheo-
retischen Unterrichts. Sie wird bis auf eine Stelle hinter dem
Komma ermittelt; es wird nicht gerundet. Im Fall einer Gesamt-
prüfung wird die einfach gewichtete Prüfungsnote zur Bildung
der Gesamtnote herangezogen; die Sätze 4 und 5 gelten ent-
sprechend.

(3) Ein Abschlusszeugnis wird auch in den Fällen des § 15 Abs. 3
und 4 erteilt. Es enthält im Fall des § 15 Abs. 4 auch die Noten
für den Unterrichtsstoff der von den Schülern selbst zu erarbei-
ten war und durch eine Leistungsfeststellung bewertet wurde.
Für die Bildung der Gesamtnote gilt Absatz 2 Satz 2 bis 5.

(4) Das Abgangszeugnis der Berufsschule wird erteilt, wenn der
Schüler die Schule vorzeitig oder ohne die schulische Ausbil-
dung erfolgreich abgeschlossen zu haben, verlässt. Eine Gesamt-
note wird nicht ausgewiesen. In das Abgangszeugnis sind die
Noten für die erzielten Leistungen in den Fächern, Lernfeldern,
Lernfeldgruppen oder Lerngebieten nach der Stundentafel der
jeweiligen Thüringer Lehrpläne einzutragen, sofern sie eine
Beurteilung zulassen; andernfalls ist ein Vermerk darüber auf-
zunehmen, aus welchen Gründen dies nicht möglich war. Das
Ergebnis einer Gesamtprüfung ist auszuweisen. Das Abgangs-
zeugnis enthält darüber hinaus eine Bemerkung, ob die Berufs-
schulpflicht erfüllt ist oder ob die Voraussetzungen für das Ru-
hen der Berufsschulpflicht nach § 22 Abs. 2 ThürSchulG vor-
liegen.

§ 25
Berechtigungen des Abschlusszeugnisses

(1) Schüler ohne Hauptschulabschluss erwerben mit dem Ab-
schlusszeugnis der Berufsschule einen dem Hauptschulabschluss
gleichwertigen Abschluss.

(2) Schüler erwerben mit dem Abschlusszeugnis der Berufsschu-
le einen dem Realschulabschluss gleichwertigen Abschluss,
wenn sie eine Berufsausbildung in einem anerkannten Ausbil-
dungsberuf nach dem Berufsbildungsgesetz oder der Hand-
werksordnung mit einer Regelausbildungsdauer von mindestens
zwei Jahren abschließen, im Abschlusszeugnis der Berufsschu-
le eine Gesamtnote von mindestens 3,0 erreichen und einen
mindestens fünfjährigen Fremdsprachenunterricht mit ausrei-
chenden Leistungen nachweisen.

(3) Die Abschlusszeugnisse enthalten eine Bemerkung über die
erreichten Berechtigungen nach den Absätzen 1 oder 2.
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§ 26
Zeugnismuster

Für die Zeugnisse sind Vordrucke zu verwenden, die den von
dem für das Schulwesen zuständigen Ministerium herausgege-
benen Mustern entsprechen. Abgangs- und Abschlusszeugnisse
sowie Zeugnisse für das Schuljahr sind mit dem Dienstsiegel
der Schule zu versehen.

Sechster Abschnitt
Erwerb des Abschlusszeugnisses durch Externe

§ 27
Zulassungsvoraussetzungen

An der Externenprüfung zum Erwerb des Abschlusszeugnisses
der Berufsschule können Bewerber teilnehmen, die nicht Schü-
ler einer staatlichen Berufsschule sind, wenn sie über eine fünf-
jährige berufspraktische Tätigkeit in dem Beruf verfügen, in dem
sie sich einer Prüfung unterziehen wollen. An der Externenprü-
fung zum Erwerb des Abschlusszeugnisses über das Berufsvor-
bereitungsjahr können Bewerber teilnehmen, die an berufsvor-
bereitenden Bildungsmaßnahmen der Bundesagentur für Arbeit
teilgenommen haben.

§ 28
Zulassungsantrag, Zulassung

(1) Die Zulassung zur Externenprüfung ist vom Bewerber bis
zum 1. März eines Jahres bei der Berufsschule zu beantragen,
an der er geprüft werden will. Dem Antrag sind beizufügen:
1. ein Lebenslauf mit der Darstellung des Bildungswegs und

des beruflichen Werdegangs,
2. ein Lichtbild, das nicht älter als sechs Monate sein darf,
3. beglaubigte Nachweise über die berufspraktische Tätigkeit

oder die Teilnahme an den berufsvorbereitenden Bildungs-
maßnahmen der Bundesagentur für Arbeit,

4. eine Erklärung, aus der hervorgeht, ob, wo und mit wel-
chem Erfolg sich der Bewerber einer gleichartigen Prüfung
unterzogen hat und dass er nicht einen weiteren Antrag auf
Zulassung zur Externenprüfung gestellt hat.

(2) Über den Zulassungsantrag entscheidet der Schulleiter der
prüfenden Schule im Benehmen mit der Lehrerkonferenz. Das
Ergebnis ist dem Bewerber schriftlich mitzuteilen; eine ableh-
nende Entscheidung ist zu begründen. Wer zugelassen wird, ist
berechtigt, die Prüfung für Externe innerhalb eines Jahres ab-
zulegen.

(3) Die Zulassung ist zu versagen, wenn der Bewerber sich
bereits zweimal ohne Erfolg einer Prüfung unterzogen hat. Die
Zulassung kann versagt werden, wenn der Bewerber die Zulas-
sung nicht fristgerecht beantragt oder nicht die notwendigen
Unterlagen oder Erklärungen abgibt.

§ 29
Prüfung, Zeugnis

(1) Verfahren, Umfang und Bearbeitungszeiten der Externen-
prüfung richten sich im Fall des § 27 Satz 1 nach § 15 Abs. 1
und 2 und im Fall des § 27 Satz 2 nach den Absätzen 2 bis 4.

(2) Es findet eine schriftliche Prüfung in folgenden Fächern und
mit folgenden Bearbeitungszeiten statt:
1. Deutsch 90 Minuten,
2. Sozialkunde/Verhaltenskunde 60 Minuten,
3. Wirtschaftslehre 60 Minuten,
4. Fachtheorie je Berufsfeld, ausgenommen

Fachrechnen, 60 Minuten,
5. Fachrechnen/Mathematik 60 Minuten;
darüber hinaus erfolgt eine fachpraktische Prüfung je Berufs-
feld mit 180 Minuten.

(3) Die Inhalte und das Aufgabenniveau der schriftlichen Prü-
fungen müssen den Anforderungen des geltenden Lehrplanes
für das BVJ entsprechen. Die Aufgaben werden durch einen im
jeweiligen Fach unterrichtenden Lehrer einer staatlichen berufs-
bildenden Schule im Einvernehmen mit der Fachkonferenz die-
ser Schule festgelegt. Die schriftlichen Prüfungsarbeiten wer-
den durch einen im jeweiligen Fach unterrichtenden Lehrer ei-
ner staatlichen berufsbildenden Schule bewertet.

(4) Für den Inhalt und das Aufgabenniveau der fachpraktischen
Prüfung gilt Absatz 3 Satz 1 entsprechend. Die fachpraktische
Prüfung wird von Lehrern der staatlichen berufsbildenden Schu-
len am Ausbildungsort des jeweiligen Maßnahmeträgers abge-
nommen.

(5) Die Prüfung nach § 27 Satz 1 ist bestanden, wenn in jedem
Fach, Lernfeld, jeder Lernfeldgruppe und jedem Lerngebiet der
schulischen Abschlussprüfung nach § 15 Abs. 1 Satz 2 ein-
schließlich einer Gesamtprüfung mindestens die Note "ausrei-
chend" erreicht wurde. Mit dem Bestehen der Prüfung wird ein
dem Hauptschulabschluss gleichwertiger Abschluss erworben;
wer die Leistungsvoraussetzungen nach § 25 Abs. 2 erfüllt, er-
wirbt einen dem Realschulabschluss gleichwertigen Abschluss.

(6) Die Prüfung nach § 27 Satz 2 ist bestanden, wenn in den
einzelnen Fächern nach Absatz 2 und in der fachpraktischen
Prüfung jeweils mindestens ausreichende Leistungen erreicht
wurden. Mit dem Bestehen der Prüfung wird ein dem Haupt-
schulabschluss gleichwertiger Abschluss erworben.

(7) Nach bestandener Prüfung erhält der Prüfungsteilnehmer ein
Zeugnis. Aus dem Zeugnis muss die Art des Abschlusses her-
vorgehen und dass die Prüfung für Externe abgelegt wurde.

(8) Bei nicht bestandener Prüfung erhält der Prüfungsteilneh-
mer eine Bescheinigung darüber, dass er sich der Externenprü-
fung unterzogen und diese nicht bestanden hat.

(9) Prüfungsteilnehmer, die die Externenprüfung nicht bestan-
den haben, können diese einmal wiederholen. Der Termin für
die Wiederholung wird vom Schulleiter festgelegt und dem Prü-
fungsteilnehmer rechtzeitig bekannt gegeben; er soll nicht frü-
her als einen Monat und nicht später als sechs Monate nach
dem ersten Prüfungstermin liegen. Eine zweite Wiederholung
ist nur in besonders begründeten Ausnahmefällen mit Zustim-
mung des für das Schulwesen zuständigen Ministeriums mög-
lich.
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Siebter Abschnitt
Schlussbestimmungen

§ 30
Gleichstellungsbestimmung

Status- und Funktionsbezeichnungen in dieser Verordnung gel-
ten jeweils in männlicher und weiblicher Form.

§ 31
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. August 2008 in Kraft
und mit Ablauf des 31. Juli 2013 außer Kraft. Gleichzeitig mit
dem Inkrafttreten nach Satz 1 tritt die Thüringer Berufsschul-
ordnung vom 10. Dezember 1996 (GVBl. 1997 S. 33), zuletzt
geändert durch Verordnung vom 25. August 2003 (GVBl.
S. 450), außer Kraft.

Erfurt, den 9. Dezember 2008

Der Kultusminister

B. Müller

Anlage 1
(zu § 6 Abs. 5)

Rahmenstundentafel für die Berufsschule

Fächer, Lernfelder, Lernfeldgruppen Wochenstunden
oder Lerngebiete Grundstufe/Fachstufen

Teilzeitunterricht        Blockunterricht

Pflichtfächer

Allgemeiner Unterricht

Deutsch  1 2
Religionslehre/Ethik 1 1
Sozialkunde 1   3
Sport 1 2

Fachtheoretischer Unterricht * 8 bis 9** 23 bis 25**
inklusive Wirtschaftslehre im
gewerblich-technischen Bereich ***

Wahlpflichtfächer **** 2 bis 1** 4 bis 2 **

Pflichtstundenzahl 14 35

* Die einzelnen Fächer, Lernfelder, Lernfeldgruppen oder Lerngebiete mit ihren Bezeichnungen und Stundenanteilen sind
in den Einzelstundentafeln der Lehrpläne für den jeweiligen Ausbildungsberuf festgelegt.

** Sofern die Einzelstundentafeln der Lehrpläne 9 oder 25 Wochenstunden fachtheoretischen Unterricht, bedingt durch
zusätzlich ein oder zwei Wochenstunden berufsbezogene Fremdsprache, ausweisen, ist der Wahlpflichtunterricht um
eine oder zwei Wochenstunden zu kürzen.

*** Wirtschaftslehre wird im Umfang von 40 Stunden im Ausbildungsjahr unterrichtet.

**** Angebot entsprechend den Möglichkeiten der Schule oder den Anforderungen des Ausbildungsberufes (wie Fremdspra-
che, Informatik, Ergänzungsunterricht, Förderunterricht).
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Anlage 2
(zu § 6 Abs. 5 in Verbindung mit § 12 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 und Satz 2)

Rahmenstundentafel für die Berufsschule - Berufsausbildung mit gleichzeitigem Erwerb der Fachhochschulreife

Fächer Wochenstunden
Grundstufe / Fachstufen

Teilzeitunterricht Blockunterricht

Pflichtfächer

Allgemeiner Unterricht

Deutsch* 1 3
Englisch* 1 3
Mathematik* 1 4
Angewandte Naturwissenschaft 1 1
Religionslehre / Ethik 1 1
Sozialkunde 1 3
Sport 1 1

Fachtheoretischer Unterricht 8 23

Wahlpflichtunterricht ** 1 1

Pflichtstundenzahl 16 40

* Durch zusätzliche Unterrichtstage oder Blockwochen sind je Fach insgesamt 160 Stunden Unterricht zu planen. Werden
Themen dieser Fächer im fachtheoretischen Unterricht vermittelt und entspricht dieser in seinem Niveau den Standards der
Vereinbarung über den Erwerb der Fachhochschulreife in beruflichen Bildungsgängen (Beschluss der Kultusministerkon-
ferenz vom 5. Juni 1998 in der jeweils geltenden Fassung), so werden die dafür verwandten Zeiten auf den Stundenumfang
von 160 angerechnet.

** Angebot entsprechend den Möglichkeiten der Schule, den Anforderungen des Ausbildungsberufs oder der Zusatzqualifi-
kation (beispielsweise Deutsch, Englisch, Mathematik oder Informatik).
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Anlage 3
(zu § 6 Abs. 5)

Rahmenstundentafel für das Berufsvorbereitungsjahr *

Fächer und Lernfelder Wochenstunden

BVJ 1 BVJ 2  BVJ/k
1 und 2

Pflichtfächer

Allgemeiner Unterricht

Deutsch 3 3 2
Religionslehre/Ethik 1 1 1
Mathematik 3 3 1
Sozial- und Verhaltenskunde 2 2 1
Wirtschaftslehre 2 2 1
Sport 2 2 2

Fachtheoretischer Unterricht ** 6 6 5

Fachpraktischer Unterricht 16 14 -
inklusive Praktikum ***

Ergänzungs- oder
Förderunterricht **** 1 3 1

Pflichtstundenzahl 36 36 14

* Für das BVJ B in Vollzeitunterricht gilt die Rahmenstundentafel für das BVJ 1 oder das BVJ 2; für das BVJ B in Teilzeit-
unterricht die Rahmenstundentafel für das BVJ/k 1 und 2.

** Die einzelnen Fächer und Lernfelder mit ihren Bezeichnungen und Stundenanteilen werden in den Einzelstundentafeln der
Lehrpläne festgelegt.

*** Für Schüler die an einem Praktikum nach § 8 Abs. 2 teilnehmen sind Abweichungen von der Stundentafel zugunsten des
allgemeinen und fachtheoretischen Unterrichts möglich.

**** Dieser Unterricht dient dem Ausgleich vorhandener Bildungsdefizite oder als Ergänzung (wie Informatik, Vertiefung von
Lerninhalten der Fachtheorie und Fachpraxis).
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Anlage 4
(zu § 6 Abs. 5)

Rahmenstundentafel für das Berufsvorbereitungsjahr für ausländische Schüler und Kinder von Aussiedlern

Fächer und Lernfelder  Wochenstunden
BVJ A

Pflichtfächer

Allgemeiner Unterricht

Deutsch 8 bis 10
Religionslehre/Ethik 1
Mathematik/Fachrechnen 3
Sozialkunde/Verhaltenskunde 2
Wirtschaftslehre 2
Sport 2

Fachtheoretischer Unterricht
14 bis 16 *

Fachpraktischer Unterricht

Ergänzungs- oder
Förderunterricht ** 2

Pflichtstundenzahl 36

* Die Verteilung in fachtheoretischen und fachpraktischen Unterricht wird in den Einzelstundentafeln der Lehrpläne für den
jeweiligen Bildungsgang festgelegt.

** Dieser Unterricht dient dem Ausgleich vorhandener Bildungsdefizite oder als Ergänzung (wie Informatik, Vertiefung von
Lerninhalten der Fachtheorie und Fachpraxis).

 


